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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Im gleichnamigen Hauptort der Gemeinde 
Großrosseln soll in der Emmersweiler Stra-
ße, zwischen Rewe-Markt und Bahnunter-
führung, eine bereits bebaute Fläche im Sin-
ne der Innenentwicklung städtebaulich um-
strukturiert werden. Hierbei gilt es insbe-
sondere die Möglichkeit zur Nachverdich-
tung durch gemischt genutzte Bebauung in 
integrierter Lage, ähnlich der Umgebung, zu 
schaffen.

Für das Plangebiet wurde bereits 1990 ein 
Bebauungsplan („Bei Pastorshaus“) aufge-
stellt, der für die Fläche ein Mischgebiet 
festsetzt. Zudem wurde 2005 nordwestlich 
des Geltungsbereiches durch die Aufstel-
lung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes ein Kerngebiet ausgewiesen.

Allerdings spiegeln die derzeitigen pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen nicht 
mehr die Planungsabsichten der Gemeinde 
und tatsächlichen Rahmenbedingungen vor 
Ort wider. Sie entsprechen nicht mehr den 
aktuellen Anforderungen an zentrale Sied-
lungsbereiche und dem Grundsatz „Innen- 
vor Außenentwicklung“.

Eine städtebauliche Nachverdichtung ist 
nach den aktuellen planungsrechtlichen 
Grundlagen nicht möglich, da die im gelten-
den Bebauungsplan getroffenen Festset-
zungen dem teilweise entgegenstehen. Es 
bedarf folglich der 2. Teiländerung des 
Bebauungsplanes „Bei Pastorshaus“.

Ziel der Teiländerung ist insbesondere die 
Vergrößerung der überbaubaren Grund-
stücksfläche sowie eine entsprechende An-
passung des Maßes der baulichen Nutzung.

Die im rechtskräftigen Bebauungsplan ge-
troffenen Festsetzungen werden, soweit sie 
einer städtebaulichen Nachverdichtung 
nicht entgegenstehen, weitestgehend über-
nommen und an die aktuell gültigen ge-
setzlichen Rahmenbedingungen angepasst.

Der Geltungsbereich der Teiländerung des 
Bebauungsplanes umfasst insgesamt eine 
Fläche von ca. 1.700 m2.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13 a BauGB 
(Bebauungspläne der Innenentwicklung)
durchgeführt. Es handelt sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der Innen-
entwicklung (Nachverdichtung, Entwick-
lung einer Teilfläche im Innenbereich). Mit 
dem Gesetz zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innenentwicklung 
der Städte vom 21. Dezember 2006, das mit 
der Novellierung des Baugesetzbuches am 
01. Januar 2007 in Kraft trat, fällt die seit 
Juli 2004 vorgesehene förmliche Umwelt-
prüfung bei Bebauungsplänen der Größen-
ordnung bis zu 20.000 m2 weg. 

Dies trifft für die vorliegende Teiländerung 
zu, da das Plangebiet lediglich eine Fläche 
von ca. 1.700 m2 in Anspruch nimmt. 

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem UVPG oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit der 
vorliegenden 2.Teiländerung nicht begrün-
det. 

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Um-
weltbelange vorliegen. Dies trifft für die  
vorliegende 2. Teiländerung zu.

Der an § 50 BImSchG anknüpfende Aus-
schlussgrund in § 13a BauGB betrifft die 
von Störfallbereichen ausgehenden mögli-
chen Auswirkungen bei einem schweren 
Unfall. Dieser ist hier nicht gegeben.

Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
übrigen Eingriffe als vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt oder zulässig, ein Aus-
gleich der vorgenommenen Eingriffe ist da-
mit nicht notwendig.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 

10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 4 Abs. 
1 BauGB abgesehen wird. 

Flächennutzungsplan

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan des 
Regionalverbandes Saarbrücken stellt für 
den Geltungsbereich eine Wohnbaufläche 
dar. Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 
BauGB ist somit nicht erfüllt. Der Flächen-
nutzungsplan wird gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB im Wege der Berichtigung ange-
passt.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich in der Ortsmitte 
von Großrosseln in der Emmersweilerstraße. 
Das Plangebiet ist aktuell bereits bebaut. In 
der näheren Umgebung befinden sich unter 
anderem die Rosseltalhalle, die katholische 
Kirche St. Wendalinus, das Rathaus der Ge-
meinde sowie diverse Einzelhandels- und 
Dienstleistungsbetriebe. Der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes wird wie folgt 
begrenzt:

• im Norden durch das Begleitgrün der in 
Nord-Süd-Richtung verlaufenden Bahn-
gleise,

• im Osten durch die Verkehrsfläche der 
Straße „Am Mühlenbach“,

• im Süden durch die Verkehrsfläche der 
Emmersweilerstraße,

• im Westen durch die Grundstücksgren-
ze des Flurstücks Nr. 130/8.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs-
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet ist entlang der Emmersweiler-
straße aktuell bereits bebaut. In den rück-
wärtigen Grundstücksbereichen befinden 
sich entsprechende Frei- bzw. Gartenflächen. 
Die Gebäude (Hausnummer 14 und 18) wur-
den in der Vergangenheit bereits abgerissen

Die Umgebung des Plangebietes zeichnet 
sich durch eine gemischte Nutzungsstruktur 
aus. Neben Einrichtungen bzw. Flächen für 
den Gemeinbedarf (Rosseltalhalle, Rathaus, 
Kirche), großflächigen Einzelhandelsange-
boten (Rewe, Aldi) und Wohnbauflächen im 
Süden überwiegen die, für ein Kerngebiet, 
typischen Nutzungen. Entlang der Haupt-
verkehrsstraße haben sich zahlreiche Ge-
werbe- und Dienstleistungsbetriebe ange-
siedelt. Auch in der Umgebung wird die „2. 
Reihe“ bereits intensiv baulich genutzt. 
Nördlich des Plangebietes verläuft eine 
mittlerweile stillgelegte Bahnstrecke.

Die Fläche des Geltungsbereichs befindet 
sich in Privateigentum. 

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet ist weitestgehend eben und 
weißt folglich keine besonderen topografi-
schen Voraussetzungen vor. Dementspre-
chend ist nicht davon auszugehen, dass sich 
die Topografie auf die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes auswirken wird.

Verkehrsanbindung

Die Erschließung des Plangebietes ist über 
die Emmersweilerstraße sichergestellt.

Die Anbindung an das überörtliche Ver-
kehrsnetz erfolgt über nördlich verlaufende 
Ludweilerstraße bzw. die Warndtstraße 
(L 163). In etwa 7 km Entfernung befinden 
sich Anschlussstellen zur Bundesautobahn 
A 620. 

Unmittelbar am Plangebiet befindet sich 
eine Bushaltestelle („Rosseltalhalle“), die 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Katasterausschnitt; ohne Maßstab; Quelle: LVGL Saarland; Bearbeitung: Kernplan

Blick auf das Plangebiet und die bestehende Bebauung aus westlicher Richtung
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unter anderem von der Buslinie 167 regel-
mäßig frequentiert wird.

Zur Realisierung des Vorhabens bedarf es 
keiner weiteren Erschließungsmaßnahmen.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist in der 
unmittelbaren Umgebung bereits grund-
sätzlich vorhanden (Wasser, Elektrizität 
etc.).

Die Entwässerung des Plangebietes kann 
über den bereits vorhandenen Mischwas-
serkanal erfolgen, da das Grundstück be-
reits vor dem Jahr 1999 erstmals bebaut 
und an die Kanalisation angeschlossen war. 
§ 49a SWG zur Beseitigung von 
Niederschlagswasser ist somit nicht anzu-
wenden.

Zur Brauchwassernutzung ist darüber hin-
aus auch die Errichtung von Wasserspei-
chern (z. B. Zisternen) zulässig.

Gemäß des Kartendienstes zur potenziellen 
Versickerung ist der Geltungsbereich für 
eine Versickerung bedingt bis geeignet. 
(Quelle: LVGL, Geoportal Saarland, Stand der Abfrage: 
10.12.2021).

Insbesondere aufgrund des nahegelegenen 
Bahnkörpers wird jedoch von einer Versi-
ckerung abgesehen.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Versorgungsträgern abge-
stimmt werden.

Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Zentrales Ziel des vorliegenden 
Bebauungsplanes ist die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Nachverdichtung auf einer innerörtlichen 
Fläche. Es handelt sich somit um die Anpas-
sung bestehenden Planungsrechts.

Folgende Argumente sprechen für die 
Teiländerung:

• es handelt sich um eine bislang unter-
genutzte Fläche innerhalb des im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles,

• eine verdichtete Bauweise rundet das 
durch Rosseltalhalle, Rewe-Markt, Ein-
richtungshaus und Sparkassengebäude 

dominierte Erscheinungsbild im 
Ortskern sinnvoll ab,

• spätere Vorhaben stellen als Innenent-
wicklungsmaßnahme eine städtebau-
lich gewünschte Nachverdichtung des 
Bestandes dar,

• die Inanspruchnahme von Außenbe-
reichsflächen kann somit vermieden 
bzw. reduziert werden,

• die Umgebungsnutzung des 
Plangebietes entspricht der vorgesehe-
nen Mischgebietsnutzung bzw. ist so-
gar kerngebietstypisch,

• das Grundstück ist bereits verkehrlich 
gut angeschlossen und erschlossen.

Eine Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung bleibt aus den 
dargelegten Gründen außen vor.

Bebauungsplan „Bei Pastorshaus“, 2. Teiländerung, Gemeinde Großrosseln

Versickerungsfähigkeit des Bodens (grün = geeignet, gelb = bedingt geeignet, rot = ungeeignet; blau = Plan-
gebiet); Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage: 10.12.2021

Blick auf das Plangebiet und die bestehende Bebauung aus südlicher Richtung
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Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

Zentralörtliche Funktion Grundzentrum Großrosseln; Kernzone des Verdichtungsraumes, nicht achsengebunden

Vorranggebiete • Vorranggebiet Hochwasserschutz östlich (ca. 200 m)

• Vorranggebiet Naturschutz südöstlich (ca. 650 m)

• Keine Restriktionen für das Vorhaben; Auswirkungen sind nicht zu erwarten

zu beachtende Ziele und Grundsätze • Es handelt sich um eine nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche (überwiegend 
Wohnen)

• (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes statt Ausdehnung in 
den Außenbereich; Siedlungsentwicklungen sollen sich ihrer städtebaulichen Struktur 
und Dimensionierung nach in das Orts- und Landschaftsbild einpassen: erfüllt

• (Z 26) Das vorhandene Flächenpotenzial ist unter Vermeidung negativer Verdich-
tungsfolgen Flächen sparend und Umwelt schonend zu nutzen: erfüllt

• (Z 32) Inanspruchnahme erschlossener Bauflächen statt Ausweisung und Erschlie-
ßung neuer Wohnbauflächen: erfüllt

• Entsprechen dem Planvorhaben; keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm • Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen, insbesondere keine 
Siedlungsbegrenzung aus Sicht des Naturschutzes vorgegeben

• Innerhalb des ausgewiesenen Bereichs „Freiraumaufwertung im Bereich der Berg-
bauachse“

• „Offenhaltung wichtiger Kaltluftabflussbahnen“ und „Berücksichtigung von Kaltluft-
entstehungsgebieten mit Siedlungsbezug“ östlich der Fläche

• Zudem „Auen als Leitlinien der Naherholung sichern“ nordöstlich entlang der Rossel 
sowie „Freiraumaufwertung von Auen“ und „Festlegung von Grünzügen“

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Nicht betroffen.

Regionalpark • Lage im Regionalpark Saar, allerdings nicht innerhalb eines Projektraumes

• Rein informelles Instrument ohne restriktive Wirkungen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutz-, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestand teile, Nationalparks, 
Biosphärenreservate 

• Überschwemmungsgebiet ca. 200 m östlich

• Naturschutzgebiet ca. 650 m südöstlich

• ABSP-Fläche von bundesweiter Bedeutung ca. 200 m östlich

• Auswirkungen sind nicht zu erwarten

Naturdenkmäler, in der Denkmalliste nach 
§ 6 SDSchG verzeichnete Denkmäler oder 
in amtlichen Karten verzeichnete Gebiete 

Nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

Nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

Informelle Fachplanung • Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten bestehen keine aktuellen Hin-
weise auf das Vorkommen wertgebender Arten im direkten Umfeld des 
Geltungsbereiches

• Die Einträge des ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2017 Saarland, Stand Septem-
ber 2020) belegen ca. 200 m westlich der Planungsfläche einen älteren Fundort der 
Zwergfledermaus (HARBUSCH, 2000) und im ca. 250 m entfernt gelegenen Bahn-
hofsgelände einen Nachweis der Mauereidechse (WEICHERDING, 2001)

• Keine Arten oder Flächen des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) betroffen, 
ältere Nachweise planungsrelevanter Arten innerhalb eines 1 km-Radius um die Flä-
che dokumentieren ein Vorkommen der Kreuzkröte, des Neuntöters, der Nachtigall, 
des Schwarzkehlchens sowie der psammophilen blauflügeligen Sand- und Ödland-
schrecke sowie der westlichen Beißschrecke

• Keine n. § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope und keine Lebensräume n. 
Anh. 1, FFH-Richtlinie betroffen (nächstgelegene Flächen außerhalb des Siedlungs-
bereiches)

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG)

Falls zur Realisierung des Planvorhabens Gehölze abgeschnitten, auf den Stock gesetzt 
oder entfernt werden müssen, ist der allgemeine Schutz wild lebender Pflanzen und Tie-
re zu beachten, d. h. die notwendigen Gehölzentfernungen sind außerhalb der Zeit vom 
01. März bis zum 30. September in den Herbst- und Wintermonaten durchzuführen.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders geschütz-
ter Arten bzw. natürlicher Lebensräume nach 
§ 19 i.V.m. dem USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. 
alle streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäischen 
Vogelarten.

Biotop- / Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

• Der lediglich ca. 0,17 ha große Geltungsbereich umfasst 4 (ehemals) bebaute Grund-
stücke zwischen der Emmersweilerstraße und der auf der Rückseite vorbeiführenden 
stillgelegten Rosseltalbahn

• Aktuell befinden sich lediglich noch auf zwei Parzellen Wohngebäude; die mittlere 
Doppelhaushälfte und das Gebäude auf dem äußeren südlichen Grundstück, neben 
der Durchfahrt zur Straße „Am Mühlenbach“ wurden bereits zurückgebaut

• Im Bereich der rückgebauten Doppelhaushälfte hat sich die Baugrube mit Wasser 
gefüllt, das offenbar dauerhaft eingestaut wird

• Der Erdaushub wurde im rückwärtigen Grundstücksbereich großflächig abgelagert 
und ist mittlerweile mit lückiger Ruderalvegetation bewachsen

• Auch auf dem südlichen Grundstück befinden sich Erdmassenablagerungen aus der 
Rückbaumaßnahme und zudem auch Mauerreste; in Kombination mit der ebenfalls 
lückigen Ruderalflora weist vor allem dieser Abschnitt alle notwendigen Habitatrequi-
siten für die im Bereich der stillgelegten Bahngleise mit Sicherheit vorkommende 
Mauereidechse auf

• Die Freifläche der beiden noch bebauten Wohngrundstücke ist ziergartenartig ange-
legt

• Abgesehen von einigen wenigen Ziersträuchern ist der gesamte Geltungsbereich ge-
hölzfrei

Bestehende Vorbelastungen:

• Lage innerhalb der geschlossenen Ortslage von Großrosseln an der stark befahrenen 
Emmersweilerstr. (Durchgangsstraße)

• Stark versiegeltes Umfeld (Verbrauchermärkte, Rosseltalhalle) und hohes Verkehrs-
aufkommen
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Kriterium Beschreibung

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten:

• Die ruderalen Rückbaubereiche und die lückig bewachsenen und z.T. verdichteten 
Ablagerungen stellen typische innerörtliche Reptilienhabitate dar, insbesondere für 
die im Umfeld nachgewiesene Mauereidechse, die mit hoher Sicherheit entlang der 
Bahnlinie verbreitet ist; Hibernationsstätten sind zwar in erster Linie innerhalb des 
Bahnschotterkörpers zu vermuten, sie sind allerdings auch in den Erdmasselagern 
innerhalb des Geltungsbereiches nicht auszuschließen, darüber hinaus stellen die 
grabbaren Substrate auch mögliche Fortpflanzungsstätten dar

• Die offenbar dauerhaft eingestaute Baugrube der rückgebauten Doppelhaushälfte ist 
potenzielles Laichhabitat für Amphibien; hierbei ist auch die im Umfeld nachgewiese-
ne Kreuzkröte zu erwägen, für die das vegetationsfreie Gewässer grundsätzlich in 
Frage kommt, auch wenn die Art eher flache, d.h. stark besonnte, i.d.R. ephemere 
Gewässer bevorzugt; im Fall einer Präsenz wären die Erdablagerungen als mögliche 
Ästivations- oder Hibernationsstätten zu betrachten

• Dass sich allerdings seit dem Rückbau (vor 1-3 Jahren) Tiere angesiedelt haben, ist 
eher unwahrscheinlich, hierzu ist die Habitattradition auf der Fläche zu kurz und die 
Einwanderungsmöglichkeit im dicht bebauten Siedlungsumfeld zu gering

• Die beiden Bestandsgebäude sind artenschutzrechtlich relevant: insbesondere bietet 
der Rest der Anbauwand an der Doppelhaushälfte mit zahlreichen Mauernischen und 
-lücken umfassende Nistmöglichkeiten für Gebäudebrüter; dies ist im Frühjahr zu 
überprüfen; inwieweit hier Arten der Roten Liste / Vorwarnliste wie z.B. der Haussper-
ling oder der Mauersegler (für die eine Legalausnahme nach § 44 Abs. 5 Nr. 3 
BNatSchG nicht vorausgesetzt werden kann) dieses Brutraumangebot nutzen, war 
aufgrund der Jahreszeit nicht zu beurteilen

• Mit Gehölzbrütern ist auf der praktisch gehölzfreien Fläche nicht zu rechnen

• Die Dachstühle der Gebäude sind erfahrungsgemäß über Lücken in den Dachan-
schlüssen und Giebelöffnungen zugänglich und insofern potenzielles Quartier für 
synantrope Fledermäuse; eine Prüfung des Gebäudeinneren war nicht Gegenstand 
der Untersuchungen, erscheint jedoch im Vorfeld der Rückbauarbeiten notwendig, 
um die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG sicher ausschließen zu können

• Das Gebäude mit der Hausnummer 12 bietet darüber hinaus hinter der giebelseitigen 
hinterlüfteten Fassade aus Eternitplatten weitere potenzielle Quartiere für spalten-
bewohnenden Arten wie z.B. die Zwerg- und Breitflügelfledermaus

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

• Die beiden Gebäude bieten mit Lücken und Nischen im Mauerwerk, dem vermutlich 
zugänglichen Dachstuhl und der hinterlüfteten Fassade sowohl Brutangebote für die 
im dörflichen Umfeld zu erwartenden Gebäudebrüter als auch Quartiermöglichkeiten 
für Fledermäuse, ein möglicher Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG Abs. 1 BNatSchG ist im Vorfeld des Gebäuderückbaus daher zu prüfen

• Gehölzbrüter können auf der Fläche ausgeschlossen werden

• Bei den Fledermäusen sind die typischen Siedlungsarten zu erwarten, v.a. die Zwerg- 
und Breitflügelfledermaus; eine besondere Qualität der Fläche als Jagdraum lässt sich 
gegenüber dem Siedlungsumfeld nicht erkennen

• Mit der Mauereidechse ist grundsätzlich auf der Fläche zu rechnen, zumindest mit 
einem temporären Eindringen aus dem angrenzenden Bahndamm, wo die Tiere im 
Lückensystem des Gleisschotters vermutlich überwintern; entweder sind von den 
Baumaßnahmen adulte Tiere betroffen, die v.a. nach der Überwinterung im zeitigen 
Frühjahr die Freiflächen innerhalb des Geltungsbereiches zur Thermoregulation auf-
suchen könnten oder es gelangen möglicherweise dismigrierende Jungtiere im Früh-
herbst auf die Fläche; daher können Individuen während der Bauarbeiten grundsätz-
lich zu Schaden kommen
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Kriterium Beschreibung

• Zur Vermeidung des Tötungstatbestandes n § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sind zumin-
dest während der Grobarbeiten mit Baumaschinen bauzeitlich Schutzmaßnahmen 
erforderlich, die ein Eindringen aus dem Bahndamm in das Baufeld verhindern (s. u.)

• Da in den Erdmasse- / Bauschuttablagerungen auf der Planungsfläche auch Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten nicht auszuschließen sind, ist darüber hinaus mögli-
cherweise § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG betroffen; in Anbetracht der zahlreichen aktu-
ellen Nachweise und der anhaltenden Expansion im Saarland, insbesondere entlang 
des Schienennetzes darf jedoch auch im Bereich von Großrosseln ein guter Erhal-
tungszustand der lokalen Population angenommen werden; auch mit der weiterhin 
bestehenden ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumli-
chen Zusammenhang, d. h. entlang der Bahntrasse, ist zu rechnen, so dass die Legal-
ausnahme n. § 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG möglicherweise gelten darf; hierbei ist auch 
zu berücksichtigen, dass die Habitatbedingungen und vor allem eventuelle Fortpflan-
zungsstätten erst seit dem Rückbau der Gebäude vor 1-3 Jahren bestehen und nur 
eine sehr geringe Habitattradition aufweisen können

• Zudem wären - auch wenn die vermutete Legalausnahme zuträfe - auch hier Schutz-
maßnahmen zur Vermeidung des Tötungsbestandes erforderlich (s. u.)

• Über die genannten Arten hinaus sind weitere planungsrelevante Taxa nicht zu er-
warten

Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen:

• Der Gebäudebestand bietet Potenzial an Fortpflanzungs- und Ruhestätten für unter 
den besonderen Artenschutz nach § 44 BNatSchG fallende und für bestimmte durch 
§ 19 betroffene Arten / Artengruppen; hierzu zählen sowohl Gebäudebrüter unter 
den Vögeln als auch an und in den Gebäuden quartiernehmende Fledermäuse 

• Um hier eine qualifizierte Beurteilung abgeben zu können und im Fall eines Nach-
weises entsprechende Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen zu benennen, 
ist vor Beginn der Rückbaumaßnahmen ein qualifizierter Gebäudecheck auf Fleder-
mausquartiere und eine Brutraumnutzung durch gebäudebrütende Vögel vorzuneh-
men 

• Zum Schutz der Mauereidechse ist für die Dauer der Bauarbeiten mit schwerem Gerät 
durch geeignete Schutzeinrichtungen (Reptilienschutzzaun) ein Eindringen von Tieren 
aus dem Bahndamm in das Baufeld zu vermeiden; das Baufeld ist regelmäßig durch 
eine sachkundige Person abzusuchen und vorhandene Individuen in das benachbarte 
Bahngelände zu verbringen; der Schutzzaun ist vor Beginn der Aktivität, spätestens 
Anfang März aufzustellen; die Funktionalität ist für die Dauer der (Grob-)Bauarbeiten 
sicher zu stellen 

• Um eine Tötung möglicherweise innerhalb des Geltungsbereiches überwinternder 
Tiere zu vermeiden, sind die Bauarbeiten erst nach der Hibernationszeit, d. h. frühes-
tens ab Mitte April zu beginnen; zuvor ist das Baufeld durch eine fachlich qualifizierte 
Person systematisch abzusuchen, gefundene Tiere abzufangen und in den angrenzen-
den Bahndamm zu verbringen
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Kriterium Beschreibung

• Da konkrete Information zum Erhaltungszustand der lokalen Population und zur öko-
logischen Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten fehlen und daher ein Ein-
treten des Verbotstatbestandes n. § 44 Abs. 1 Nr. 3 nicht sicher ausgeschlossen wer-
den kann, wird vorgeschlagen den möglichen Verlust durch habitatfördernde Maß-
nahmen am Fuß der Bahnböschung auszugleichen; hierbei sollten insbesondere Ei-
ablagemöglichkeiten in Form von Sandsubstraten geschaffen werden, weil dies im 
Schotterkörper vermutlich eine Mangelrequisite darstellt und von der Planung noch 
am ehesten Fortpflanzungsstätten (in den Erdablagerungen) betroffen sind

• Durch die genannten, verbindlich festgelegten Maßnahmen wird hier davon ausge-
gangen, dass ein Eintreten der Verbotstatbestände n. § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 vermieden 
werden kann

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:

• Lebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen

• Da den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches keine essenzielle Bedeutung als 
Lebensraum i. S. d. § 19, Abs. 3 Nr. 1, BNatSchG zugewiesen werden kann, entspre-
chende Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden 
Arten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert 
werden kann, sind Schäden n. § 19 BNatSchG i. V. mit dem Umweltschadensgesetz 
unter Anwendung der o. g. Maßnahmen nicht zu erwarten

• Eine Freistellung von der Umwelthaftung ist im Zuge des Bauleitplanverfahrens mög-
lich
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: Wohnbaufläche (Quelle: Flächennutzungsplan des Regionalverbandes Saar-
brücken)

• Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nicht erfüllt.

• Der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 
BauGB anzupassen.

Bebauungsplan Bebauungsplan „Bei Pastorshaus“ (1990)

Relevante Festsetzungen:

• Art der baulichen Nutzung: Mischgebiet (MI)

• Maß der baulichen Nutzung: GRZ 0,4; GFZ 0,8; 2 Vollgeschosse

• Bauweise: offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser

• Überbaubare Grundstücksflächen im vorderen, straßenzugewandten, Bereich

Der Bebauungsplan „Bei Pastorshaus, 2. Teiländerung“ ersetzt innerhalb seines 
Geltungsbereiches den rechtskräftigen Bebauungsplan „Bei Pastorshaus“ (1990).
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Art der baulichen Nutzung - 
Mischgebiet

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 6 
BauNVO

Die Festsetzung eines Mischgebietes gemäß 
§ 6 BauNVO wird aus dem bestehenden Be-
bauungsplan übernommen. Sie schafft die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
innerörtlichen Nachverdichtung und ermög-
licht gleichzeitig flexible Entwicklungsmög-
lichkeiten für die Zukunft, indem sowohl 
Wohnnutzungen als auch andere Nutzungs-
arten zulässig sind. Hierdurch können im 
Plangebiet auch bestimmte Versorgungs-
funktionen übernommen werden.

Zulässig sind gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO 
neben Wohngebäuden auch Geschäfts- und 
Bürogebäude, Einzelhandelsbetriebe, 
Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes, sonstige Ge-

werbebetriebe und Anlagen für Verwaltun-
gen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale 
und gesundheitliche Zwecke. 

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 und 
§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO wiederum Anlagen 
für sportliche Zwecke, Gartenbaubetriebe, 
Tankstellen und Vergnügungsstätten. An 
anderer Stelle sind besser geeignete Flä-
chen in ausreichender Zahl für diese ausge-
schlossenen Nutzungen vorhanden.

Ausschlussgrund für die genannten Nutzun-
gen ist insbesondere der Wunsch der Ge-
meinde diese Flächen für Nutzungen vorzu-
halten, die im Zentrum dringend benötigt 
werden. Vergnügungsstätten würden hier 
zu einer Zweckentfremdung führen und das 
Boden- und Mietpreisgefüge verzerren. 
Tankstellen und Gartenbaubetrieben kann 
aufgrund der kleinteiligen Grundstücks-
struktur an dieser Stelle nicht Rechnung ge-
tragen werden. Zudem soll das Zentrum in 

diesem Bereich mit der Rosseltalhalle „Ort 
der Begegnung“ sein und gemeinsam mit 
den umgebenden Nutzungen Versorgungs-
funktionen übernehmen.

Die Umgebung des Plangebietes weist 
ebenfalls eine durchmischte Nutzungsstruk-
tur auf (Mischgebiet und Kerngebiet). In un-
mittelbarer Nachbarschaft befinden sich so-
wohl Wohngebäude als auch Einzelhan-
delsangebote, öffentliche Einrichtungen 
und nicht störende Gewerbebetriebe. Die 
Festsetzung eines Mischgebietes greift die-
sen Gebietscharakter auf und schafft Mög-
lichkeiten, um weiterhin multifunktionale 
städtebauliche Strukturen herzustellen.

Dem Ziel einer nachhaltigen Nutzung be-
stehender Siedlungs- und Entwicklungsflä-
chen im Innenbereich wird auf diese Weise 
Rechnung getragen

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Planzeichnung; ohne Maßstab; Quelle Kataster: LVGL Saarland; Bearbeitung: Kernplan
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ENTWURF
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Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 1802).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhalts (Plan-
zeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 
1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 
(BGBl. I S. 3908).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 
7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I 
S. 306).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04. De-
zember 2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
8/9. Dezember 2020 (Amtsbl. I S. 1341).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) 
- vom 05. April 2006 (Amtsbl. I S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 12. Mai 2021 
(Amtsbl. I S. 1491).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung 
des saarländischen Denkmalrechts) vom 13. Juni 
2018 (Amtsbl. 2018, S. 358).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13. Februar 
2019 (BGBl. I S. 324).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. I S. 990), zuletzt geändert durch das Ge-
setz vom 21. November 2007 (Amtsbl. I S. 2393).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

• Der Bebauungsplan „Bei Pastorshaus, 2. Teiländerung“ ersetzt in seinem Geltungsbereich den rechtskräfti-
gen Bebauungsplan „Bei Pastorshaus“ (1990).

• Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB geändert. Die Vorschriften des 
§ 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB,   von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach 
§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass Oberflächenabflüsse (aufgrund von 
Starkregenereignissen) einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besonderer Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begründung und Grund-
stücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 
Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-
gewiesen. Zudem wird auf die § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

• Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 (1) Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

• Da konkrete Informationen zum Erhaltungszustand der lokalen Population der Mauereidechse und zur öko-
logischen Funktion der Fortpfl anzungs- und Ruhestätten fehlen und daher ein Eintreten des Verbotstatbe-
standes n. § 44 Abs. 1 Nr. 3 nicht sicher ausgeschlossen werden kann, wird vorgeschlagen den möglichen 
Verlust durch habitatfördernde Maßnahmen am Fuß der Bahnböschung auszugleichen. Hierbei sollten insbe-
sondere Eiablagemöglichkeiten in Form von Sandsubstraten geschaffen werden, weil dies im Schotterkörper 
vermutlich eine Mangelrequisite darstellt und von der Planung noch am ehesten Fortpfl anzungsstätten (in 
den Erdablagerungen) betroffen sind.

HINWEISE

Zum Schutz der Mauereidechse ist für die Dauer 
der Bauarbeiten mit schwerem Gerät durch geeig-
nete Schutzeinrichtungen (Reptilienschutzzaun) ein 
Eindringen von Tieren aus dem Bahndamm in das 
Baufeld zu vermeiden. Das Baufeld ist regelmäßig 
durch eine sachkundige Person abzusuchen und vor-
handene Individuen in das benachbarte Bahngelände 
zu verbringen. Der Schutzzaun ist vor Beginn der 
Aktivität, spätestens Anfang März aufzustellen. Die 
Funktionalität ist für die Dauer der (Grob-)Bauarbeiten 
sicherzustellen.

Um eine Tötung möglicherweise innerhalb des 
Geltungsbereiches überwinternder Tiere zu vermeiden, 
sind die Bauarbeiten erst nach der Hibernationszeit, 
d. h. frühestens ab Mitte April zu beginnen. Zuvor ist 
das Baufeld durch eine fachlich qualifi zierte Person 
systematisch abzusuchen, gefundene Tiere abzufangen 
und in den angrenzenden Bahndamm zu verbringen.

Nach §  39 Abs.  5 Punkt 2 BNatSchG ist es verbo-
ten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von 
Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutz-
ten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, 
Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März 
bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder 
auf den Stock zu setzen.

9. ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Die nicht baulich genutzten Flächen sind gärtnerisch 
zu gestalten. Je angefangenen 200 m2 nicht überbau-
ter Grundstücksfläche ist mindestens 1 standortge-
rechter Laubbaumhochstamm / Stammbusch zu pflan-
zen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang nachzu-
pflanzen.

Je 4 oberirdische Stellplätze ist ein standortgerechter 
Laubbaumhochstamm zu pflanzen und dauerhaft zu 
erhalten. Ausfälle sind durch gleichartige Bäume zu 
ersetzen. Die Baumpflanzungen im Bereich der 
Stellplätze werden auf die Festsetzung der Pflanzung 
von Bäumen innerhalb des Plangebietes angerechnet.

Zulässig sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, eine 
ansprechende Durchgrünung und harmonische 
Einbindung in das umgebende Landschafts- und 
Siedlungsbild sicherzustellen.

Flachdächer und flachgeneigte Dächer (0 bis 15 Grad) 
sind extensiv zu begrünen. Ausgenommen hiervon sind 
Flächen für technische Dachaufbauten oder Anlagen 
zur Nutzung regenerativer Energien und deren Wartung 
inklusive Zuwegung.

Bei allen Anpflanzungen sind die einschlägigen DIN-
Normen (DIN 18916) sowie die FLL Empfehlungen für 
Baumpflanzungen (Teil 1 und 2), FLL ZTV Baumpflege 
und FLL Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen zu 
beachten. Ausfälle sind durch gleichartige Bäume und 
Sträucher zu ersetzen. Mindestqualität Hochstämme: 
3-mal verpflanzt, mind. 12 - 16 cm Stammumfang 
(StU) gemessen in 1 m Höhe.

10. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB; 

§§ 1-14 BAUNVO

MISCHGEBIET (MI)

 zulässig sind:

    unzulässig sind:

Siehe Plan.

gem. § 6 BauNVO

gem. § 6 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude,
2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speise wirt-

schaften sowie Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes,

4. sonstige Gewerbebetriebe,
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, 

kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

gem. § 6 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 
BauNVO und § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO

1. Anlagen für sportliche Zwecke,
2. Gartenbaubetriebe,
3. Tankstellen,
4. Vergnügungsstätten.

Unzulässig sind weiterhin gem. § 6 Abs. 2 BauNVO 
i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Läden mit Geschäfts- 
und Verkaufsfl ächen für Sexartikel (Sexshops und 
Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in denen 
sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder ange-
boten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe 
einschließlich Wohnungsprostitution und gewerbliche 
Zimmervermietung).

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maxima-
le Höhe der baulichen und sonstigen Anlagen  ist 
die Gebäudeoberkante (GOK). Die maximal zulässige 
Gebäudeoberkante beträgt 10,50 m.

Unterer Bezugspunkt für die Gebäudeoberkante 
ist die Oberkante der unmittelbar angrenzenden 
Straßenverkehrsfl äche (Emmersweiler Straße), gemes-
sen an der straßenseitigen Gebäudemitte.

Die Gebäudeoberkante wird defi niert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachfl ächen (Firsthöhe).

Durch Photovoltaikmodule oder Solarmodule inklusive 
der zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile 
können Überschreitungen zugelassen werden.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 0,8 
festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind im Übrigen 
gem. § 19 Abs. 4 BauNVO auch die Grundfl ächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-

oberfl äche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird,

4. 
mitzurechnen.

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, 
dass die GRZ durch Stellplätze und Garagen mit ihren 
Zufahrten bis zu einer GRZ von 1,0 überschritten wer-
den darf.

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt. 

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Es wird eine abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 
BauNVO festgesetzt. In der abweichenden Bauweise 
ist eine Grenzbebauung unter Einhaltung der Vorgaben 
der Landesbauordnung zulässig. 

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend.

Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können (z.B. Stellplätze, Garagen, 
Carports).

5. TIEFGARAGEN MIT IHREN ZUFAHRTEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB I.V.M. § 12 
BAUNVO

Siehe Plan.
Tiefgaragen innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfl äche sind zulässig. Zufahrten, Lüftungsschächte, 
etc. sind auch außerhalb  der überbaubaren 
Grundstücksfl ächen zulässig.

6. FLÄCHEN DIE VON DER BEBAUUNG FREIZU-
HALTEN SIND; HIER: SCHUTZSTREIFEN DER 
OBERIRDISCHEN FERNWÄRMELEITUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb des entsprechend gekennzeichneten 
Bereiches ist eine Bebauung oder Überbauung, auch 
für Kleinbauwerke, untersagt. Der Schutzstreifen muss 
bei einer Nennweite von 150 bis 400 mm mindestens 
6 m breit sein.

7. OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN; 
HIER: FERNWÄRMELEITUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.

8. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Der Gebäudebestand bietet Potenzial an Fortpfl anzungs- 
und Ruhestätten für unter den besonderen Artenschutz 
nach § 44 BNatSchG fallende und für bestimmte durch 
§ 19 betroffene Arten / Artengruppen; hierzu zählen 
sowohl Gebäudebrüter unter den Vögeln als auch an 
und in den Gebäuden quartierende Fledermäuse. 

Um hier eine qualifi zierte Beurteilung abgeben zu 
können und im Fall eines Nachweises entsprechen-
de Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen zu 
benennen, ist vor Beginn der Rückbaumaßnahmen ein 
qualifi zierter Gebäudecheck auf Fledermausquartiere 
und eine Brutraumnutzung durch gebäudebrütende 
Vögel vorzunehmen.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

MI MISCHGEBIET
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 6 BAUNVO)

GOKmax.
10,50 m

HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

UMGRENZUNG DER FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN SIND; HIER: SCHUTZSTREIFEN DER OBERIRDISCHEN 
FERNWÄRMELEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB)

OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN; HIER: FERNWÄRMELEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

Art der baulichen 
Nutzung

Zahl der Vollge-
schosse

Grundfl ächenzahl
Höhe baulicher 

Anlagen

Bauweise -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 27.04.2021; Quelle: LVGL Saarland

MI II

GRZ
0,8

GOKmax.
10,50 m

a -

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der gem.en Liegenschaftskarte. 
Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. 
Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde 
gelegenen, gem.en Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten 
entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der 
grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der 
digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.

BISHERIGER RECHTSPLAN - “BEI PASTORSHAUS“ (1990)
VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN - “BEI PASTORSHAUS“ 

(2005, ANGRENZEND)

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 27.04.2021

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
• Das Plangebiet ist über den vorhandenen Mischwasserkanal zu entwässern.
• Zur Brauchwassernutzung ist zusätzlich die Errichtung von Wasserspeichern (z.B. Zisterne) zulässig. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
• Dacheindeckung: Dacheindeckungen in glänzenden refl ektierenden Materialien sind unzulässig. Die 

Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachfl ächen ist zulässig. 
• Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/refl ektierenden Materialien. 

Ausnahmsweise sind auch andere Materialien zulässig.
• Werbeanlagen: Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig, Fremdwerbung ist unzuläs-

sig. Ausgenommen hiervon sind gemeinsame Hinweisschilder oder -tafeln mehrerer Betriebe (Sammel-
Hinweisschilder). Unzulässig sind Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise 
und sich ständig bewegende Werbeanlagen.

• Standfl ächen für Abfallbehälter sind entweder in Schränken einzuhausen oder sichtgeschützt anzuordnen.
• Je Wohneinheit sind mindestens 2 Stellplätze nachzuweisen. 

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

• Der Gemeinderat der Gemeinde Großrosseln hat am 
__.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 2. Teil-
änderung des Bebauungsplanes „Bei Pastorshaus“ be-
schlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan teilzuändern, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht (§ 2 
Abs.1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen Flurstü-
cke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeichnungen mit 
dem Liegen schaftskataster übereinstimmen.

• Der Bebauungsplan wird gem. §  13a BauGB (Bebau-
ungspläne der Innenentwicklung) im beschleunig-
ten Verfahren teilgeändert. Gem. §  13a Abs.  3 und 4 
BauGB wird eine Umweltprüfung nicht durchgeführt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Großrosseln hat in sei-
ner Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebilligt und 
die öffentliche Auslegung der 2. Teiländerung des Be-
bauungsplanes „Bei Pastorshaus“ beschlossen (§  13a 
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). 

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil  B) sowie 
der Begründung, hat in der Zeit vom __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ öffentlich ausgelegen (§ 13a 
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hinweis, 
dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von 
jedermann schriftlich, zur Niederschrift oder elektro-
nisch per Mail abgegeben werden können, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben können, am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sowie die Nachbargemeinden wurden mit Schreiben 
vom __.__.____ von der Auslegung benachrichtigt 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist 
bis zum __.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen seitens 
der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie der Nachbargemeinden Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorgebrachten 
Bedenken und Anregungen erfolgte durch den Gemein-
derat am __.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, 
die Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht ha-
ben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ die 2. Teilände-
rung des Bebauungsplanes „Bei Pastorshaus“ als Sat-
zung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebauungs-
plan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

• Die 2. Teiländerung des Bebauungsplanes „Bei Pastors-
haus“ wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Großrosseln, den ____.____.________

 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüb-
lich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). In dieser 
Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit der Einsicht-
nahme, die Voraussetzungen für die Geltendmachung 
der Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechts-
folgen der §§ 214, 215 BauGB ferner auf Fälligkeit und 
Erlöschen der Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 
3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt die 2. Teiländerung 
des Bebauungsplanes „Bei Pastorshaus“, bestehend 
aus der Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Großrosseln, den ____.____.________

 Der Bürgermeister

VERFAHRENSVERMERKE
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Maß der baulichen Nutzung 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhenentwicklung im Plangebiet wird 
einerseits durch die Festsetzung der Zahl 
der Vollgeschosse und andererseits über die 
Höhe baulicher Anlagen geregelt. 

Ebenso wie mit der Begrenzung der Zahl 
der Vollgeschosse wird auch mit der Fest-
setzung der Höhe baulicher Anlagen die 
Höhen entwicklung auf eine Maximale be-
grenzt und so ein möglichst einheitliches Er-
scheinungsbild im Planungsgebiet sicherge-
stellt, um eine angemessene Einbindung in 
das Umfeld ohne zu einer Beeinträchtigung 
des Orts- und Landschaftsbildes zu führen.

Die festgesetzte Höhe orientiert sich eng an 
den umliegenden Gebäuden bzw. der um-
liegenden Baustruktur. Die gewählte Höhe 
der baulichen Anlagen gewährleistet ein 
harmonisches Einfügen der Baukörper in 
die Umgebung. In der Vergangenheit war 
die Höhe der baulichen Anlagen nicht defi-
niert, was immer wieder zu Unklarheiten bei 
der Zulässigkeit der Bebauung geführt hat.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind analog § 18 BauNVO eindeu-
tige Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen können den 
zeichnerischen und textlichen Festsetzun-
gen entnommen werden.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl nach § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden).

Die Festsetzung der GRZ von 0,8 für Haupt-
anlagen im Mischgebiet geht über die an-
gegebenen Orientierungswerte des § 17 
BauNVO hinaus. Sie trägt damit allerdings 
der städtebaulichen Situation vor Ort Rech-
nung und ermöglicht eine angemessene 
Nachverdichtung in innerörtlicher Lage im 
Sinne der Innenentwicklung. Darüber hin-

aus entspricht die festgesetzte GRZ dem 
vorherrschenden Versiegelungsgrad der nä-
heren Umgebung (weitestgehend Vollver-
siegelung Ortsmitte, u. a. Kerngebiet nord-
westlich, Rosseltalhalle südwestlich).

Für Nebenanlagen besteht gemäß BauNVO 
die Möglichkeit, die grundsätzlich geltende 
GRZ von 0,8 weiter zu überschreiten. So 
darf die Grundflächenzahl durch Garagen 
und Stellplätze mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
und bauliche Anlagen unterhalb der Gelän-
deoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird, bis zu einer GRZ 
von 1,0 überschritten werden.

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass untergeordnete 
Nebenanlagen zu einem höheren Maß der 
baulichen Nutzung führen können, unver-
tretbare Versiegelungen durch Hauptge-
bäude allerdings ausbleiben. Die zukünftige 
Funktionsfähigkeit von Grundstück und Be-
bauung wird sichergestellt. Der zulässige 
Grad der Versiegelung greift die Situation in 
der näheren Umgebung auf und ermöglicht 
gleichzeitig eine Innenentwicklung bzw. 
Nachverdichtung in angemessenem Maß. 

Da eine stärkere Versiegelung, auch durch 
Stellplatzanlagen, bedingt sein wird, hat die 
Gemeinde einen Begrünungsschlüssel für 
den Geltungsbereich definiert.

Die allgemeinen Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind ge-
wahrt. 

Zahl der Vollgeschosse

Die Höhenentwicklung im Plangebiet wird 
sowohl über die zulässige Höhe baulicher 
Anlagen als auch durch die Festsetzung der 
Zahl der Vollgeschosse geregelt.

Gemäß § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als 
Voll- geschosse die Geschosse, die nach 
landes- rechtlichen Vorschriften Vollge-
schosse sind oder auf ihre Zahl angerechnet 
werden.

Mit der Einschränkung der Zahl der Vollge-
schosse wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung überdimensionierter Baukörper zu ver-
hindern und gleichzeitig eine angemessene 
Integration ohne Beeinträchtigung des 
Orts- und Landschaftsbildes zu sichern. 

Die maximal zulässige Zahl der Vollgeschos-
se wurde unter Berücksichtigung des Ge-
bäudebestandes und der Umgebungsbe-
bauung ermittelt und festgesetzt. Sie orien-

tiert sich zudem an den Festsetzungen des 
bestehenden Bebauungsplanes und liegt 
folglich bei maximal 2 Vollgeschossen (ge-
mäß § 16 Abs. 2 und § 20 Abs. 1 BauNVO).

Im Zuge dessen wird die Wahrung des städ-
tebaulichen Charakters der Umgebung, die 
Gewährleistung der Entwicklung ortstypi-
scher Bauformen und das harmonische Ein- 
fügen der Neubauten in den Bestand si-
chergestellt. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Für das Mischgebiet wird eine abweichende 
Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO fest-
gesetzt.

Die Festsetzung entspricht dabei im We-
sentlichen der vorhandenen Baustruktur mit 
Grenzbebauung im Plangebiet und in der 
Umgebung. Ein Heranbauen an die seitli-
chen und rückwärtigen Grenzen des 
Geltungs bereiches ist künftig nur zulässig, 
wenn die entsprechenden Vorgaben der 
Landesbauordnung eingehalten werden. 
Zur vorderen Grundstücksgrenze an der 
Emmersweilerstraße wird hingegen ein 
Mindestabstand von 3,0 m eingehalten.

Negative Auswirkungen auf nachbarschüt-
zende Belange können ausgeschlossen 
werden. Eine ausreichende Belüftung und 
Belichtung ist sichergestellt.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht bzw. allenfalls in geringfügigem 
Maß überschritten werden darf. 
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Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich in erster Linie an der Bestandsbe-
bauung sowie der Bebauung in der näheren 
Umgebung. Die Abmessungen des durch 
die Baugrenzen beschriebenen Baufensters 
wurden so gewählt, dass die bebaubare 
Fläche, verglichen mit dem bestehenden 
Bebauungsplan, erweitert wurde. Auf diese 
Weise wird bewusst eine höhere städtebau-
liche Dichte in innerörtlicher Lage ermög-
licht und gleichzeitig ausreichend Spielraum 
für die zukünftige bauliche Nutzung der Flä-
che geschaffen.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung des Grundstückes mit 
den erforderlichen Nebenanlagen und Ein-
richtungen sichergestellt. 

Tiefgaragen mit ihren Zufahrten

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 
BauNVO

Diese Festsetzung dient der Ordnung des 
ruhenden Verkehrs sowie zur Schaffung 
eines ausreichenden Stellplatzangebotes in-
nerhalb des Plangebietes.

Dabei wird durch die Zulässigkeit einer Tief-
garage innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen eine Beeinträchtigung 
der bereits bestehenden Bebauung in der 
Nachbarschaft des Plangebietes vermieden.

Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten sind; Hier: Schutz-
streifen der oberirdischen Fern-
wärmeleitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Zur Sicherung der Fernwärmeleitung ist um 
diese ein Schutzstreifen (6 m breit, mittig 
zur Rohrachse) festgesetzt.

Innerhalb des Schutzstreifens ist eine Be-
bauung sowie Überbauung, auch für Klein-
bauwerke, untersagt.

Oberirdische Hauptversorgungs-
leitungen; Hier: Fernwärme-
leitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Nördlich des Plangebietes verläuft, parallel 
zur Bahnlinie, eine oberirdische Fernwärme-
leitung. Zur Sicherung dieser Leitung wurde  
ein entsprechender Schutzstreifen (6 m 
breit, mittig zur Rohrachse) festgesetzt.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Vor dem Rückbau der Bestandsgebäude ist 
ein qualifizierter Gebäudecheck auf Fleder-
mausquartiere sowie eine Brutraumnutzung 
durch gebäudebrütende Vögel durchzufüh-
ren. Zum Schutz der Mauereidechse sind 
weiterhin Schutzeinrichtungen für die Dau-
er der Bauarbeiten mit schwerem Gerät vor-
zunehmen. Ebenso gilt es das Plangebiet 
regelmäßig nach vorhandenen Individuen 
abzusuchen, um unter anderem eine Tötung 
möglicherweise innerhalb des Geltungs-
bereiches überwinternder Tiere zu vermei-
den.

Diese Festsetzungen resultieren daraus, 
dass der Gebäudebestand als potenzielle 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte für unter 
den besonderen Artenschutz nach § 44 
BNatSchG fallende und für bestimmte durch 
§ 19 betroffene Arten / Artengruppen in Fra-
ge kommt und dass gleichzeitig in der nä-
heren Umgebung des Plangebietes mit den 
stillgelegten Bahngleisen ein potenzielles 
Habitat der Mauereidechse vorhanden ist.

Zur Vermeidung der Tötung von eventuell 
nistenden Vögeln sind zudem die gesetzli-
chen Rodungsfristen nach § 39 Abs. 5 
BNatSchG einzuhalten.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 A BauGB

Aufgrund der innerörtlichen Lage des 
Plangebietes in direkter Nachbarschaft zu 
der bereits bestehenden Bebauung und der 
geplanten Versiegelung ist eine hochwerti-
ge und qualitätsvolle Begrünung von be-
sonderer Bedeutung.

Die Festsetzungen zur Anpflanzung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen garantieren zum einen eine struk-
turreiche und optisch ansprechende Eingrü-
nung des Gebietes und tragen zum anderen 
dazu bei, die durch das Planvorhaben indu-
zierten Eingriffe zu reduzieren.

Die Begrünung der Dachflächen schafft, 
trotz eines höheren Bebauungs- und 
Versiegelungsgrad, einen Mehrwert für das 
Mikroklima vor Ort und hat darüber hinaus 
auch positive Auswirkungen auf das Orts- 
und Landschaftsbild. 

Auf weitergehende Festsetzungen wird al-
lerdings verzichtet, damit weiterhin eine ge-
wisse Flexibilität bei der gärtnerischen Anla-
ge und Grundstücksgestaltung verbleibt.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V.m. §§ 49-54 Saarländi-
sches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden an-
grenzenden Bebauung bereits grundsätz-
lich vorhanden und weist aufgrund der vor-
handenen Bebauung noch ausreichende 
Kapazitäten auf.

Zur Brauchwassernutzung wird zusätzlich 
die Errichtung von Wasserspeichern (z. B. 
Zisternen) ermöglicht.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. §85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarlän-
dischen Landesbauordnung (LBO) gestalte-
rische Festsetzungen getroffen werden. 

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Orts- und Landschaftsbild. Dies ist 
insbesondere aufgrund der direkten Nach-
barschaft zur bestehenden Bebauung erfor-
derlich.
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Die getroffenen Einschränkungen zur Dach-
eindeckung und Fassadengestaltung sollen 
Auswüchse (z. B. glänzende, reflektierende 
Materialien) verhindern. 

Die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie auf den Dächern ermög-
licht die Energiegewinnung aus solarer 
Strahlungsenergie im Sinne der Nachhaltig-
keit.

Das Aufstellen von Werbeanlagen wird le-
diglich dort zulässig sein, wo die beworbe-
ne Nutzung angeboten wird. Durch diese 
Festsetzung soll einer ungeordneten An-
bringung von Werbeanlagen entgegenge-
wirkt und damit die Beeinträchtigung des 
Erscheinungsbildes der Gebäude vermieden 
werden. Hierzu trägt insbesondere auch das 
Verbot von Wechselbild-Werbeanlagen, 
blinkenden Leuchtreklamen und sich bewe-
genden Werbeanlagen bei.

Durch die sichtgeschützte Aufstellung von 
Abfallbehältern sollen nachteilige Auswir-
kungen auf das Ortsbild vermieden werden.

Die Festsetzung eines entsprechenden Stell-
platzschlüssels (2 Stellplätze je Wohnein-
heit) sichert eine ausreichende Anzahl an 
Stellplätzen sowie eine angemessene Orga-
nisation des ruhenden Verkehrs innerhalb 
des Plangebietes. Negative Auswirkungen 
können folglich ausgeschlossen werden.

Die getroffenen Festsetzungen tragen dem-
nach dazu bei, dass sich das Vorhaben har-
monisch in die Umgebung und angrenzen-
de Bebauung einfügt.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Gemeinde als Planungsträger bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange. 

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „ Auswirkungen der Planung“)

• Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

• Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

• Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“).

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
chen Auswirkungen beachtet und in die 
Satzung eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die 
wesentlichen Grundbereiche menschlichen 
Daseins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Das Plangebiet umfasst insgesamt 
ca.  1.700  m2 und befindet sich innerhalb 
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils 
von Großrosseln. Die Umgebung entspricht 
einer mischgebietstypischen Nutzung.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich die geplante Nutzung hinsichtlich Art 
und Maß der baulichen Nutzung, der Bau-
weise sowie der überbaubaren Grund-
stücksfläche in die Umgebung einfügt. Zu-
sätzlich schließen die getroffenen Festset-
zungen innerhalb des Plangebietes jede 
Form der Nutzung aus, die innergebietlich 
oder im direkten Umfeld zu Störungen und 
somit zu Beeinträchtigungen führen kann. 
Gegenseitige Beeinträchtigungen des 
Plangebietes mit dem Bestand im Umfeld 
sind daher nicht zu erwarten. Es wird von 
gegenseitiger Rücksichtnahme ausgegan-
gen.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist die Berücksichti-
gung ausreichender Abstände gem. Landes-
bauordnung. Diese sind später im Rahmen 
der Detailplanung gemäß Landesbauord-
nung zu berücksichtigen.

Es kommt somit zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde und sichere Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse durch den Bebau-
ungsplan.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung 

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. Das Angebot sollte 
dabei vielfältig sein und den unterschiedli-
chen Wünschen und Bedürfnissen der Be-
völkerung Rechnung tragen. 

Der vorliegende Bebauungsplan kommt 
dieser Forderung nach, indem unter ande-
rem die Nutzung der Fläche zu Wohnzwe-
cken ermöglicht. Im Zuge der Nachverdich-
tung können so über das bestehende Maß 
hinaus Wohnangebote geschaffen werden.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes

Die Planung hat aufgrund der bestehenden 
Bebauung und dem Einfügen in die Be-
standsbebauung keine räumliche Fernwir-
kung. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst. Die 
festgesetzte Dimensionierung der zukünfti-
gen Bebauung ermöglicht eine maßvolle 
Nachverdichtung sowie ein Einfügen in die 
umliegende Bebauungs- und Nutzungs-
struktur.

Eine negative Beeinflussung durch die Pla-
nung ist demnach nicht zu erwarten. Durch 
die Nachverdichtung auf einer innerörtlichen 
Fläche wird zudem ein Eingriff in die freie 
Landschaft und das bestehende 
Landschaftsbild vermieden.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung bzw. Nachverdichtung einer be-
reits anthropogen vorgeprägten und be-
bauten Fläche in innerörtlicher Lage.

Der Geltungsbereich weist aufgrund der be-
stehenden Beeinträchtigungen, wie Bewe-
gungsunruhe und Lärm infolge der be-
stehenden Nutzungen auf der Fläche sowie 
in der unmittelbaren Umgebung, bereits 
eine deutliche Vorbelastung auf. Aus diesem 
Grund verfügt das Plangebiet über keine 
besondere Bedeutung als Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen. Weiterhin sind keine 
Hinweise auf Konflikte mit abwägungs- 
oder artenschutzrechtlich relevanten Tierar-
ten erkennbar.

Ferner sind keine gesetzlich geschützten 
Biotope, FFH-Lebens raumtypen und be-
standsgefährdete Biotop typen oder Tier- 
und Pflanzenarten durch das Vorhaben be-
troffen.

Auswirkungen der Satzung, Abwägung
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Infolgedessen werden umweltschützende 
Belange durch das Vorhaben nicht negativ 
beeinträchtigt. Erhebliche vom 
Planvorhaben ausgehende Beeinträchti-
gungen des Naturhaushaltes können insge-
samt ausgeschlossen werden.

Im Übrigen gelten gemäß § 13a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt. Ein 
Ausgleich ist nicht erforderlich.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Belange des Verkehrs werden durch die Pla-
nung nicht betroffen. Die erforderlichen 
Erschließungsanlagen sind bereits grund-
sätzlich vorhanden.

Zudem war bereits in der Vergangenheit 
eine gemischt genutzte Bebauung zulässig. 
Lediglich die überbaubare 
Grundstücksfläche wird angepasst. Durch 
Nachverdichtung eventuell möglicher Mehr-
verkehr sind vernachlässigbar. Es sind ledig-
lich Nutzungen zulässig, die naturgemäß 
kein erhöhtes Verkehrsaufkommen bedin-
gen (so z. B. kein großflächiger Einzelhan-
del).

Der ruhende Verkehr wird vollständig inner-
halb des Plangebietes organisiert. Negative 
Auswirkungen (u. a. durch Parksuchverkehr) 
auf die Umgebung können somit ausge-
schlossen werden.

Auswirkungen auf die Ver- und Ent-
sorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt und durch 
die vorliegende Planung nicht negativ be-
einträchtigt.

Die notwendige Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur ist in der Emmersweilerstraße be-
reits grundsätzlich vorhanden. Unter Beach-
tung der vorhandenen Kapazitäten kann 
das Plangebiet an die vorhandene Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur angeschlossen 
werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas und des Hochwasserschutzes

Das Grundstück ist durch die bestehende 
Bebauung bereits weitestgehend anthropo-
gen vorgeprägt. Im Zuge der Realisierung 
der vorgesehenen Planung kommt es zwar 
zu neuen Versiegelungen, aufgrund des 
überschaubaren Flächenumfangs insge-
samt und der größtenteils bereits bestehen-

den Vorbelastungen können negative Aus-
wirkungen auf die Belange des Klimas je-
doch insgesamt ausgeschlossen werden.

Positive klimatische Auswirkungen haben 
zudem die vorgesehenen Anpflanzungen 
von Bäumen, die Dachbegrünung sowie die 
Nutzung innerörtlicher Nachverdichtungs-
potenziale statt einer weiteren 
Flächeninanspruchnahme im Außenbereich.

Hinsichtlich der klimatischen Veränderun-
gen ist aus Vorsorgegründen ein Hinweis 
zum Abfluss des Wassers bei Starkregener-
eignissen in den Plan mit aufgenommen 
worden.

Auswirkungen der Planung auf die 
privaten Belange

Wie die vorangegangenen Ausführungen 
belegen, wird die Nutzbarkeit und der Wert 
der Grundstücke, auch der Grundstücke im 
Umfeld, nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die dem Einzelnen unzumutbar 
ist. Es sind keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf die angrenzende Nachbarschaft zu 
erwarten. Zum einen wird der festgesetzten 
Nutzungsart der Umgebung entsprochen. 
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in den Bestand zu sichern.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Be-
bauungsplänen laut §  1 Abs.  6 BauGB zu 
berücksichtigenden Belange werden durch 
die Planung nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt. 

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes
• Nachverdichtung im Sinne der 

Innenentwicklung

• Inanspruchnahme innerörtlicher und 
bislang untergenutzter Fläche

• Schaffung flexibler Nutzungsstrukturen 
durch die Ausweisung eines Mischge-
bietes (Erweiterung des Wohnrauman-
gebotes und mögliche Übernahme 
wichtiger Versorgungsfunktionen)

• Die Neubebauung fügt sich in die Um-
gebung ein, Störungen und Beeinträch-
tigungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt

• Keine entgegenstehenden landesplane-
rischen Vorgaben

• Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf umweltschützende Belange 

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Klimas und des Hochwas-
serschutzes

• Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung (Infrastruktur 
grundsätzlich vorhanden; geringer Er-
schließungsaufwand)

• Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Gemeinde 
Großrosseln zu dem Ergebnis, den Bebau-
ungsplan an dem dafür vorgesehenen 
Standort zu realisieren.


